
 
 

Aus der RECHTSPRECHUNG 
 

Wir weisen darauf hin, dass die Entscheidungskommentierungen (nicht die besprochenen Gerichtsentscheidungen selbst) 
geistiges Eigentum der jeweiligen Verfasser und damit urheberrechtlich geschützt sind. Eine Verwendung der 

Kommentierungen hat daher unter Verwendung ordnungsgemäßer Kennzeichnung als Zitat zu erfolgen und den jeweiligen 
Verfasser der Kommentierung zu benennen. 
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Forderungskategorien im Insolvenzverfahren 

 
Das Insolvenzverfahren dient nach § 1 der Insolvenzordnung (InsO) dazu, durch Verwertung 
des Vermögens des Schuldners seine Gläubiger gemeinschaftlich zu befriedigen. Die hier 
angesprochenen Insolvenzgläubiger sind nach § 38 InsO solche Gläubiger, die zur Zeit der 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens einen begründeten Vermögensanspruch gegen den 
Schuldner haben. Soweit diese Gläubiger im Insolvenzverfahren nicht befriedigt werden 
können, können sie nach Aufhebung des Verfahrens ihre Forderungen gegen den Schuldner 
weiterverfolgen. Das gilt allerdings nur, wenn dem Schuldner keine Restschuldbefreiung erteilt 
wurde und seine Verbindlichkeiten auch nicht im Rahmen eines Insolvenzplans erlassen 
wurden, denn das wirtschaftliche Überleben des Schuldners ist der zweite in § 1 InsO 
niedergelegte Zweck des Insolvenzverfahrens. 
 
Soweit hier von Interesse stehen neben den Insolvenzforderungen die sogenannten 
Masseverbindlichkeiten nach § 55 Abs. 1 InsO, das sind vor allem Verbindlichkeiten, die durch 
Handlungen des Insolvenzverwalters begründet werden. Diese Möglichkeit hat der 
Insolvenzverwalter, weil auf ihn nach § 80 InsO das Recht, das Vermögen des Schuldners, 
soweit es in die Insolvenzmasse fällt, zu verwalten und darüber zu verfügen, mit Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens übergeht. Er handelt insoweit als sogenannte Partei kraft Amtes. Diese 
Masseverbindlichkeiten sind ebenso wie die Kosten des Insolvenzverfahrens vorweg aus der 
Masse zu berichtigen, bevor eine Quote an die Insolvenzgläubiger ausgeschüttet werden darf. 
 
Der Insolvenzverwalter hat sorgfältig zu prüfen, ob er die von ihm begründeten 
Masseverbindlichkeiten aus der Insolvenzmasse befriedigen kann. Unterlässt er dies und kann 
eine Masseverbindlichkeit nicht befriedigt werden, so ist der Insolvenzverwalter mit seinem 
eigenen Vermögen dem Massegläubiger zum Schadenersatz nach näherer Maßgabe des § 61 
InsO verpflichtet.  
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Schließlich kann es auch im laufenden Insolvenzverfahren Verbindlichkeiten geben, die die 
Insolvenzmasse nicht betreffen, sondern das sogenannte massefreie Vermögen des 
Schuldners. Hierbei handelt es sich um solche die der Schuldner, hier kommen vor allem 
natürliche Personen in Betracht, nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens begründet, nicht 
nur, aber allem, wenn der Insolvenzverwalter die selbständige Tätigkeit des Schuldners nach § 
35 Abs. 2 InsO „freigegeben“ hatte. 
 
Ist der Insolvenzverwalter auch gehalten, die von ihm begründeten Masseverbindlichkeiten zu 
befriedigen, kommt es doch immer wieder vor, dass solche offen bleiben und bis zur 
Aufhebung des Insolvenzverfahrens nicht befriedigt werden, sei es, weil die Masse nicht 
ausreicht, sei es, weil der Verwalter sie aus sonstigen Gründen, etwa aus Nachlässigkeit nicht 
befriedigt, bevor er die Masse an die Insolvenzgläubiger verteilt. 
 
Ob der frühere Insolvenzschuldner, eventuell gar nach einer ihm erteilten 
Restschuldbefreiung, für diese unbefriedigt gebliebenen Masseverbindlichkeiten in Anspruch 
genommen werden kann, ist juristisch umstritten. Die ganz herrschende Meinung lässt die 
Inanspruchnahme des Schuldners zwar zu, beschränkt sie aber auf eine ihm eventuell nach 
Aufhebung des Insolvenzverfahrens ausgehändigte Restmasse. Ihre Begründung findet diese 
Auffassung in der Verpflichtungsmacht des Insolvenzverwalters aus § 80 InsO, denn dieser ist 
nicht schlechthin gesetzlicher Vertreter des Schuldners, sondern kann nur für die 
Insolvenzmasse handeln, den Schuldner also nur insoweit verpflichten, als es die 
Insolvenzmasse betrifft. 
 
Anderer Meinung ist seit einigen Jahren der Bundesfinanzhof (BFH), der die Beschränkung der 
Nachhaftung des Schuldners für Masseverbindlichkeiten bei Steuerschulden nicht gelten 
lassen will. Die Restschuldbefreiung steht nach seiner insoweit zutreffenden Meinung der 
Inanspruchnahme nicht entgegen, da von ihr lediglich Insolvenzforderung und keine 
Masseverbindlichkeiten erfasst werden. 
 
Der zu entscheidende Fall 
 
Über das Vermögen des Klägers, eines Einzelunternehmers, war am 29.06.2012 das 
Insolvenzverfahren eröffnet worden. Das Insolvenzverfahren wurde nach dem Vollzug der 
Schlussverteilung am 19.01.2016 aufgehoben. Gleichzeitig wurde bekannt gemacht, dass die 
Wohlverhaltensphase des Kl. im Restschuldbefreiungsverfahren am 290.6.2018 enden werde. 
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Ob die Restschuldbefreiung auch erteilt wurde, lässt sich dem Urteil des Landessozialgerichts 
(LSG) Halle nicht entnehmen. 
 
Der Insolvenzverwalter führte das Unternehmen des Klägers zunächst fort und beschäftigte 
fünf Arbeitnehmer des Klägers für einige Zeit weiter. Hierzu wurde ihm antragsgemäß eine 
neue Betriebsnummer durch den Sozialversicherungsträger erteilt.  
 
Bei einer nach Aufhebung des Insolvenzverfahrens durchgeführten Betriebsprüfung durch die 
beklagte Deutsche Rentenversicherung stellte sich heraus, dass bei den Beitragsnachweisen 
für die Zeit des laufenden Insolvenzverfahrens von falschen Berechnungsgrundlagen 
ausgegangen worden war, sodass sich Nachforderungen ergaben. Diese wurden in voller Höhe 
gegen den Kläger als ehemaligen Insolvenzschuldner und Arbeitgeber festgesetzt. 
 
Diese Geltendmachung könne, so ist in der Nachforderung ausgeführt, in Anbetracht der 
Aufhebung des Insolvenzverfahrens in der Regel nur gegenüber dem bisherigen Arbeitgeber 
(dem Insolvenzschuldner) erfolgen, der im Rahmen des Insolvenzverfahrens seine 
wirtschaftliche Tätigkeit fortsetze. Eine Inanspruchnahme des ehemaligen Insolvenzverwalters 
nach § 61 InsO erfolge nicht (Anmerkung: Sie hätte auch keinen Erfolg, da 
Sozialversicherungsbeiträge ebenso wie Steuern von § 61 InsO nicht erfasst werden. Ob eine 
Haftung des Verwalters nach § 60 InsO wegen der fehlerhaften Berechnungsgrundlagen in 
Betracht kommen könnte ist eine andere, hier nicht relevante Frage.) 
 
Mit seiner Klage hat der Kläger die Aufhebung des Nachforderungsbescheids verfolgt und 
geltend gemacht, der angefochtene Bescheid richte sich an den falschen Beteiligten. Nicht er, 
sondern der Insolvenzverwalter sei unter der neuen Betriebsnummer als Arbeitgeber geführt. 
Dieser habe auch die fehlerhaften Meldungen zur Sozialversicherung zu vertreten.  
 
Das Sozialgericht Magdeburg hat die Klage abgewiesen, hiergegen richtet die Berufung, die 
das LSG Halle zurückgewiesen hat. 
 
Die Begründung des LSG Halle 
 
Das LSG Halle meint, die Beklagte habe zu Recht vom Kläger die Sozialversicherungsbeiträge 
nachgefordert. 
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Die Beklagte habe den angefochtenen Bescheid richtigerweise an den Kläger als Arbeitgeber 
der im Insolvenzverfahren weiterbeschäftigten Arbeitnehmer gerichtet. Im Zeitpunkt der 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens seien diese Arbeitnehmer des Klägers gewesen. Die 
Arbeitsverhältnisse hätten noch über den Eröffnungstag hinaus bis zum 31.07.2012 
fortbestanden.  
 
Die aus den fortbestehenden Arbeitsverhältnissen erwachsenen Verbindlichkeiten auf 
Entrichtung von Sozialversicherungsbeiträgen seien Masseverbindlichkeiten gemäß § § 55 
Abs. 1 InsO gewesen, die vom Insolvenzverwalter, der anstelle des Klägers gemäß § 80 InsO in 
der Funktion des Arbeitgebers das insolvenzbefangene Unternehmen fortgeführt habe, zu 
erfüllen gewesen seien. Die Beitragsforderung richte sich aber nicht gegen den 
Insolvenzverwalter persönlich. 
 
Soweit vom Insolvenzverwalter aufgrund fehlerhafter Berechnung die 
Sozialversicherungsbeiträge nicht vollständig entrichtet worden seien, könnten sie nach 
Beendigung des Insolvenzverfahrens gegenüber dem Kläger durch Beitragsbescheid 
festgesetzt werden, denn mit der Aufhebung des Insolvenzverfahrens habe der Kläger die 
Verfügungs- und Verwaltungsbefugnis über sein Vermögen zurückgewonnen, die infolge der 
Eröffnung auf den Insolvenzverwalter übergegangen gewesen sei. An Verpflichtungen und 
Verfügungen, die der Verwalter eingegangen sei, bleibe der Kläger gebunden. 
 
Mit der Frage, ob diese vom LSG umschriebene Nachhaftung eventuell begrenzt sein könnte, 
wie es von der ganz herrschenden Meinung vertreten wird, setzt sich das Gericht nicht weiter 
auseinander, obwohl hierin die eigentliche Problematik des Rechtsstreits lag. 
 
Der Nachhaftung stehe, so das LSG, nicht entgegen, dass der Insolvenzverwalter eine neue 
Betriebsnummer beantragt hatte. Denn dies habe nur zur Abgrenzung der Verpflichtungen 
des Insolvenzschuldners vor der Insolvenzeröffnung und den Masseverbindlichkeiten für die 
Zeit ab Insolvenzeröffnung gedient. 
 
Ob die festgesetzte Beitragsnachforderung durchsetzbar sei, sei nicht Gegenstand des 
anhängigen Streitverfahrens. Im Rahmen der dem angefochtenen Bescheid 
zugrundeliegenden Betriebsprüfung sei lediglich zu prüfen, ob die arbeitgeberseitigen melde- 
und beitragsrechtlichen Pflichten erfüllt worden seien. Der auf dieser Grundlage von der 
Beklagten erlassene Beitragsbescheid habe nach der Rechtsprechung des 
Bundessozialgerichts (BSG) den Charakter eines Grundlagenbescheides, der den Rechtsgrund 
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für das Tätigwerden der Einzugsstellen der Sozialversicherung als Gläubiger der 
Beitragsforderungen darstelle.  Einwendungen, insbesondere gegebenenfalls vorliegende 
Vollstreckungshindernisse, habe der Kläger nach der Bestandskraft des angefochtenen 
Bescheides gegebenenfalls gegenüber den Einzugsstellen geltend zu machen. Auch dies 
Begründung vermag nicht recht zu überzeugen, denn die vom LSG hierzu in Bezug genommen 
Urteile des BSG befassen sich mit einem anderen Sachverhalt, nämlich er Rechtslage nach 
Anzeige der Masseunzulänglichkeit. 
 
Schließlich meint das LSG, nicht streitgegenständlich sei der Vorwurf des Klägers, der 
Insolvenzverwalter habe die fehlerhafte Beitragsentrichtung und damit die ihm gegenüber 
geltend gemachte Beitragsnachforderung zu verantworten. Dessen Haftung, die sich aus § 60 
InsO wegen Pflichtverletzungen durch die unzutreffenden Beitragsnachweise ergeben könne, 
sei erst nach rechtskräftigem Abschluss des vorliegenden Verfahrens zu prüfen. 
 
 
 
 


